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SOFORT!

Lernen von Fukushima - Was bedeutet

das konkret für uns?
Ein Gastbeitrag von Mohssen Massarrat1

Trotz der offensichtlichen Gefahr von Kernschmelzen in mehreren

Reaktoren in Fukushima, trotz des Eintretens des Unwahrscheinlichen

zum dritten Mal nach Harrisburg (Three Mile Island) 1979 und

Tschernobyl 1986 propagieren die Atom-FundamentalistInnen

tollkühn weiterhin die „friedliche“ Nutzung der Atomenergie. In

Frankreich, China, Russland und Osteuropa findet sich von einem

Nachdenken keine Spur. Länder wie Vietnam und die Türkei halten

ihre Pläne zum Bau von AKWs für alternativlos und glauben, das

„Restrisiko“ in Kauf nehmen zu müssen.

Ziehen wir aber in Deutschland

die richtigen Schlüsse, obwohl

hier die überwältigende Mehr-

heit der Bevölkerung die Atom-

kraft ablehnt? Müsste nicht die

rot-grüne Opposition in

Deutschland gerade jetzt in die

politische Offensive gehen und

weit über ihren Atomkonsens

hinaus einen sofortigen und

politisch kommunizierbaren

Ausstiegsplan in die Debatte

werfen und zusammen mit den

sozialen Bewegungen eine brei-

te gesellschaftliche Diskussion

für den sofortigen Ausstieg in

Gang setzen?

Betrachten wir jedoch die

Debatte im deutschen Bundestag

anlässlich der

Regierungserklärung zur

Atomkatastrophe in Japan, so

müssen wir feststellen, dass die

Opposition und erst recht die

Regierungsparteien keine

Perspektiven aufzeigten, die der

Tragweite der Katastrophe in

Fukushima angemessen wären.

Während die „Antiatompartei-

en“, manchmal sogar bis an die

Grenze der Sprachlosigkeit, äu-

ßerst defensiv auftraten und

sich darauf beschränkten, le-

diglich die Rückkehr zum rot-

grünen Atomkonsens zu for-

dern, gelang es bei genauerem

Hinsehen den regierenden

Atomparteien durchaus erfolg-

reich, ihren Pro-Atomdiskurs

unerschütterlich zu verteidi-

gen.

Die Forderung der rot-grünen

Opposition zur Rücknahme der

AKW-Laufzeitverlängerung

zielte im Kern darauf ab, die

Bundesregierung vorzuführen.

Sigmar Gabriel und Jürgen Trit-

tin haben mit dieser Taktik die

anfänglich bröckelnden Reihen

innerhalb der Regierungspar-

teien eher zusammen ge-

schweißt. Dem an und für sich

zutreffenden Argument der Re-

gierungsparteien, auch Rot-

Grün hätte mit seinem Atom-

konsens den Weiterbetrieb von

AKWs für viele Jahre nicht in

Frage gestellt und damit der

Atomindustrie einen „Sicher-

heitsrabatt“ gewährt, konnte

die Opposition nichts entge-

gensetzen. Angela Merkel, Nor-

bert Röttgen, Volker Kauder –

die Hauptprotagonisten der

Regierungsposition in der Bun-

destagsdebatte – fühlten sich

gar ermutigt, die rot-grüne Op-

position der Blockadepolitik für

den Ausbau der erneuerbaren

Technologien zu bezichtigen

und sich als Vorreiter für die

Durchsetzung dieser Techno-

logien hinzustellen. Die Kritik,

das Moratorium der Bundesre-

gierung sei bloße Wahlkampf-

taktik, griff zu kurz, weil man es

versäumte, die hinter dem Mo-

ratorium steckende Sicherheits-

philosophie, die Atomkraft sei

grundsätzlich beherrschbar,

überzeugend zu entlarven.

„Brückentechnologie“

Die grundsätzliche Argumenta-

tionsschwäche von Rot-Grün

betrifft auch Merkels „Brücken-

technologie“, jenen Schlüssel-

begriff, mit dem die Bundes-

kanzlerin nicht nur im Diskurs

um die Zukunft der Atomkraft-

werke propagandistisch die

Oberhand behält, sondern auch

ihren gesamten Pro-Atomkurs

zu legitimieren versucht. Sigmar

Gabriels grundsätzlich richtige

Feststellung, in Fukushima ha-

be das Ende des Atomzeitalters

begonnen, ist keine angemes-

sene politische Antwort auf die

Merkelsche „Brückentechno-

logie“.

Statt mit einer eigenen, nicht

nuklearen, gleichzeitig aber re-

alistischen Brückentechnologie

aufzuwarten, ruht sich die rot-

grüne Opposition auf ihrem an-

gesichts von Fukushima über-

holten Atomkonsens aus.

Auch lässt sie die nur schein-

bar bestechend logische

Rechtfertigung der Kanzlerin,

„ich möchte nicht in die Situa-

tion kommen, deutsche AKWs

stillzulegen, um dann Atom-

strom aus weniger sicheren

AKWs importieren zu müs-

sen“, im Raum stehen.

Nicht weniger defensiv als Sig-

mar Gabriel und Jürgen Trittin

für Rot-Grün agierte auch Gre-

gor Gysi für die Linkspartei mit

seinem Vorschlag einer soforti-

gen Stilllegung aller Atomkraft-

werke in Deutschland. So rich-

tig es ist, nicht nur die Atom-

kraft-Technik, sondern die ge-

samte Atomindustrie abzuleh-

nen und für eine Welt ohne

Atomwaffen und ohne Atom-

kraft einzutreten, wie Gysi es in

der aktuellen Bundestagsde-

batte getan hat, so wirkungs-

los und daher auch unpolitisch

bleiben solche in die richtige

Richtung weisenden Vorschlä-

ge, wenn sie gleichzeitig den

Menschen nicht glaubhaft ma-

chen können, wie ganz konkret

und heute die Stilllegung von

AKWs aus dem Gesamtsystem

der Energieversorgung einer

hoch technisierten und ener-

gieintensiven Volkswirtschaft,

wie der deutschen, wenn nicht

heute, so doch aber morgen re-

alisiert werden kann. Mit ihrer

scheinradikalen Position „weg

mit…“ manövriert sich die

Linkspartei selbst in die Lage,

nicht ernst genommen zu wer-

den.

Nur durch eine überzeugende,

nicht atomare Brückentechno-

logie können Merkels atomare

„Brückentechnologie“ entzau-

bert und das politische Lager

der AtomprotagonistInnen in

Deutschland in die Enge getrie-

ben werden. Und eine solche

muss nicht erst erfunden wer-

den, es gibt sie bereits seit lan-

gem: die Blockheizkraft-Tech-

nik.

Durch den flächendeckenden

Einsatz von

Blockheizkraftwerken (BHKW)

könnten alle deutschen AKWs

innerhalb von drei Jahren

abgeschaltet werden.

BHKWs (auch als Kraftwärme-

kopplung bekannt) sind im Prin-

zip Kraftwerke mit deutlich hö-

herem Wirkungsgrad. Diese

Technologie ermöglicht die

Umwandlung der Energiever-

luste, die bei konventionellen

Kraftwerken entstehen, in Wär-

me. Sie liefert also auf der Ba-

sis von Öl oder Gas Wärme und

Strom. Um die produzierte Wär-

me ökonomisch rentabel zu nut-

zen, müssen BHKWs in unmit-

telbarer Nähe, am besten direkt

beim Wärmeverbraucher, instal-

liert werden. Dieser ökonomi-

sche „Sachzwang“ macht

BHKW-Technik auch zu einem

Schlüsselprojekt dezentraler

Wärme- und Stromversorgung,

in diesem Sinne ist sie durch-

aus vergleichbar mit Solarzel-

len auf dem Dach.

Deshalb wird sie auch von den

Stromkonzernen, wie E.ON, Vat-

tenfall, RWE etc., systematisch

ignoriert. Tatsächlich gibt es die

BHKW-Technik in allen Leis-

tungsvariationen von 1 – 2 kW

als Mini-Kraftwerke für 4-Per-

sonen-Haushalte bis zu 150

MW Einheiten für die Strom-

und Wärmeproduktion inner-

halb von Ballungszentren. Die

Kapazität einer Einheit BHKW

orientiert sich entweder an ma-

ximalem Wärme- oder an maxi-

malem Strombedarf der Ver-

braucherInnen. Im ersteren Fall

wird bei sinkendem Wärmebe-

darf (bei Haushalten z. B. im

Sommer) die Produktion von

überschüssigem Strom unaus-

weichlich. Die Rentabilität von

BHKW-Technik steigt in die-

sem Fall jedoch drastisch, wenn

der dezentral erzeugte über-

schüssige Strom flexibel und

zentral ferngesteuert abgerufen

und in das allgemeine Strom-

netz eingespeist werden kann.

Doch auch die Logistik dafür

gibt es bereits und sie wird z.B.

vom „ZuhauseKraftwerk“

Lichtblick in Hamburg erfolg-

reich eingesetzt.

Die BHKW-Technik ist somit in

zweifacher Hinsicht eine Brük-

kentechnologie und dazu ein

technisch-strategischer Hebel

zum Einstieg in das Zeitalter de-

zentraler und demokratisch

kontrollierter Energieversor-

gung: Sie ist erstens zur Über-

brückung bis zum vollständi-

gen Ausbau der erneuerbaren

Energietechnologien eindeutig

die bessere Brückentechnolo-

gie gegenüber den fossil-kon-

ventionellen Großkraftwerken,

die von den Großkonzernen fa-

vorisiert werden (vgl. z.B. Sze-

narien in der Frankfurter Rund-

schau vom 19./20. März 2011),

weil sie angesichts ihres höhe-

ren Wirkungsgrades deutlich

weniger CO
2 
produziert und so-

mit den Klimaschutzzielen nicht

zuwiderläuft. Und sie ist zwei-

tens auch eindeutig die wirk-

samste Technik, um alle Atom-

kraftwerke in kürzester Zeit von

ca. 3 Jahren zu ersetzen und sie

vollständig abzuschalten.

Die 17 deutschen AKWs ha-

ben eine Gesamtkapazität von

20.000 MW. Die 7 ältesten

AKWs, die die Bundesregie-

rung für 3 Monate vom Netz

nimmt, können auf Dauer still-

gelegt werden, da ihre Abschal-

tung – wie wir in den folgen-

den Monaten erleben werden

– wegen der ohnehin über-

schüssigen Kraftwerkskapazi-

tät in Deutschland keine Ver-

sorgungsengpässe hervorru-

fen wird. Es verbleiben 10 wei-

tere AKWs mit ca. 12.000 MW-

Kapazität. Diese atomare Rest-

Kapazität könnte rein techno-

logisch wie folgt durch den Ein-

satz von BHKWs flexibel in ver-

schiedenen Dimensionen und

in verschiedenen Sektoren

substituiert werden: 1.400 MW

durch Mini-BHKWs mit einer

Leistung von 1,4 kW in 1 Milli-

on 4-Personen-Haushalten;

2.000 MW durch den Einsatz

von 10 kW Einheiten in 200.000

Mehrfamilienhäusern; 5.000

WM durch 100 kW Einheiten

in 50.000 (vor allem mittelstän-

dischen) Industriebetrieben,

Krankenhäusern etc. und

schließlich 3.600 MW durch

den Neubau von 600 dezentra-

len BHKW-Einheiten mit einer

Leistung von 60 MW zur Erzeu-

gung von Strom und Wärme in

den Ballungszentren im Um-

kreis von abgeschalteten

AKWs.

Zur beschleunigten Umset-

zung dieses Projektes bedarf es

freilich der gemeinsamen An-

strengung des Bundes, der

Länder und Kommunen sowie

eines staatlichen Anreiz-

programms.

Selbst bei einer großzügig be-

messenen Summe von 15 Milli-

arden Euro (reinem Zuschuss)

und dem ökonomischen Verlust

durch die Verschrottung der

AKWs wäre dieser Weg für

eine reiche Volkswirtschaft wie

die deutsche nicht nur materi-

ell verkraftbar. Die ökonomi-

schen und gesellschaftlichen

Vorteile, wie die Vermeidung

von Risiken für die Gesundheit

der Bevölkerung und die Folge-

kosten im Falle eines atomaren

Gaus in dreistelliger Milliarden-

höhe, die Forcierung des dezen-

tralen Zeitalters der Energie-

versorgung, die Schaffung von

Zehntausenden neuer Arbeits-

plätze bei der BHKW-Produkti-

on und -Logistik, alle diese Fak-

toren schlagen langfristig, man-

che von ihnen sogar sofort,

positiv zu Buche. Erforderlich

ist für dieses Projekt allerdings

der politische Wille, der bisher

noch fehlt.

Also nur zu, Frau Bundeskan-

zlerin, wenn die Sicherheit der

Bevölkerung für Sie wirklich

oberste Priorität hat und wenn

Sie nicht als Kanzlerin der

Atom- und Finanzbarone in die

Geschichte eingehen wollen;

nur zu, Herr Gabriel und Herr

Trittin, wenn Sie die historische

Chance nicht verpassen wol-

len, um – über den ohnehin

halbherzigen rot-grünen

„Atomkonsens“ hinaus – kon-

sequent und schnell den Atom-

ausstieg voranzutreiben; nur zu

Herr Gysi, wenn Sie es mit der

Dezentralisierung der Energie-

versorgung und Entmachtung

der Großkonzerne ernst meinen

und den Vorwurf, die Linkspar-

tei sei eine Neinsager-Partei,

widerlegen wollen.

Mohssen Massarrat, 21.3.2011

1 Mohssen Massarrat (* 1942 in Teheran) ist

emeritierter Professor für Politik und Wirtschaft

am Fachbereich Sozialwissenschaften der Uni

Osnabrück mit den Forschungsschwerpunkten

Mittlerer und Naher Osten, Energie, Friedens- und

Konfliktforschung, sowie Nord-Süd-Konflikt.

Anzeige




